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Bonn, den 25. September 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Überwachung des Verbleibs ölhal- 
tiger und ähnlicher Abfallstoffe (Altölgesetz) 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Gesundheitswesen. 

Der Bundesrat hat in seiner 327. Sitzung am 5. Juli 1968 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im übri- 
gen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwendungen 
erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Überwachung des Verbleibs ölhaltiger und ähnlicher 
Abfallstoffe (Altölgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Nachweispflicht 

(1) Gewerbliche und sonstige wirtschatfliche Un- 
ternehmen mit Ausnahme der Deutschen Bundes- 
bahn haben bei jedem Betrieb, in dem Abfallstoffe 
im Sinne des Absatzes 2 in einer Menge von jährlich 
mindestens 500 kg anfallen oder bei dem mit einem 
jährlichen Anfall von Abfallstoffen in dieser Menge 
zu rechnen ist, ein Nachweisbuch zu führen. Das 
gleiche gilt für gewerbliche und sonstige wirtschaft- 
liche Unternehmen, die Abfallstoffe dieser Art in 
jährlich mindestens dieser Menge übernehmen. Die 
zuständige Behörde kann auf Antrag von der Pflicht, 
ein Nachweisbuch zu führen, befreien, wenn das 
Unternehmen nach seiner Art und Betriebsführung 
auch ohne ein Nachweisbuch ausreichend überwacht 
werden kann. 

(2) Abfallstoffe im Sinne dieses Gesetzes sind 
gebrauchte Mineralöle und Mineralölprodukte, fer- 
ner mineralölhaltige Rückstände aus Lager-, Be- 
triebs- und Transportbehältern. 

(3) Soweit es der Schutz der Gewässer erfordert, 
den Verbleib weiterer Abfallstoffe zu überwachen, 
kann die Bundesregierung durch Rechtsverordnung, 
die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 

1. andere flüssige oder schlammige brenn- 
bare Abfälle den Stoffen nach Absatz 2 
gleichstellen, 

2. vorschreiben, daß für die nach Nummer 1 
gleichgestellten Stoffe die Pflicht, ein 
Nachweisbuch zu führen, bei Anfall oder 
Übernahme einer geringeren als der in 
Absatz 1 bestimmten Menge besteht. 

(4) In das Nachweisbuch sind fortlaufend Art, 
Menge und Verbleib der Abfallstoffe einzutragen. 
Das Nähere über die Einrichtung und die Führung 
des Nachweisbuches, über das Einbehalten von 
Quittungen und über die Aufbewahrungsfristen 
regelt der Bundesminister für Gesundheitswesen im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates. 

§ 2 

Erlaubnispflicht 

(1) Wer von anderen übernommene Abfallstoffe 
gewerbsmäßig sammelt oder befördert, bedarf der 
Erlaubnis der zuständigen Behörde. 


(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn der Un- 
ternehmer nicht nachweist, daß die Abfallstoffe von 
ihm oder einem anderen, an den er sie weitergeben 
will, wiederverwendet, aufbereitet oder so beseitigt 
werden können, daß eine Verunreinigung der Ge- 
wässer oder eine sonstige nachteilige Veränderung 
ihrer Eigenschaften nicht zu besorgen ist. Sie ist 
ferner zu versagen, wenn 

1. durch die Art und Weise des Sammelns 
oder Beförderns der Abfallstoffe, insbe- 
sondere mit den hierfür vorgesehenen 
Fahrzeugen und der sonstigen Ausrüstung, 
eine Verunreinigung der Gewässer oder 
eine sonstige nachteilige Veränderung 
ihrer Eigenschaften zu besorgen ist, oder 

2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß 
der Antragsteller oder eine der mit der 
Leitung des Unternehmens oder eines 
Teils des Unternehmens beauftragten Per- 
sonen die erforderliche Zuverlässigkeit 
nicht besitzt. 

(3) Die Erlaubnis kann zum Schutz der Gewässer 
inhaltlich beschränkt und mit Auflagen verbunden 
werden; sie kann befristet werden. Auflagen sind 
auch nach Erteilung der Erlaubnis zulässig, wenn zu 
besorgen ist, daß eine Verunreinigung der Gewässer 
oder eine sonstige nachteilige Veränderung ihrer 
Eigenschaften eintritt. 

(4) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn nach- 
träglich bekannt wird, daß bei ihrer Erteilung Ver- 
sagungsgründe nach Absatz 2 Vorlagen. Sie kann 
widerrufen werden, 

1. wenn nachträglich Tatsachen eintreten, 
welche die Versagung der Erlaubnis nach 
Absatz 2 rechtfertigen würden, 

2. wenn inhaltliche Beschränkungen nicht be- 
achtet oder Auflagen nicht innerhalb einer 
gesetzten Frist erfüllt werden. 

(5) Die nach Absatz 1 erforderliche Erlaubnis gilt 
demjenigen als erteilt, der bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes die erlaubnispflichtige Tätigkeit ausübt. 
Der Inhaber einer solchen Erlaubnis hat den Betrieb 
des Unternehmens oder von Teilen des Unterneh- 
mens der zuständigen Behörde anzuzeigen; wird die 
Anzeige nicht innerhalb von drei Monaten nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes erstattet, so erlischt die 
Erlaubnis. 
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§ 3 

Auskünfte 

(1) Wer nach § 1 zur Führung eines Nachweis- 
buches verpflichtet ist oder eine Tätigkeit ausübt, 
die nach § 2 einer Erlaubnis bedarf, hat der zustän- 
digen Behörde auf Verlangen die Auskünfte zu er- 
teilen, die zur Durchführung dieses Gesetzes und der 
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverord- 
nungen, insbesondere zur Überwachung des Ver- 
bleibs der Abfallstoffe, erforderlich sind. 

(2) Die von der zuständigen Behörde mit der Ein- 
holung von Auskünften beauftragten Personen sind 
im Rahmen des Absatzes 1 befugt, Gundstücke, An- 
lagen und Geschäftsräume und zur Verhütung drin- 
gender Gefahren für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung auch Wohnräume des Auskunftspflichtigen 
zu betreten, dort Prüfungen und Besichtigungen vor- 
zunehmen, Proben zu entnehmen und in die ge- 
schäftlichen Unterlagen des Auskunftspflichtigen 
Einsicht zu nehmen; das Grundrecht des Artikels 13 
des Grundgesetzes auf Unverletzlichkeit der Woh- 
nung wird insoweit eingeschränkt. 

(3) Nachweisbücher und Belege nach § 1 sind der 
zuständigen Behörde auf Verlangen zur Prüfung vor- 
zulegen oder auszuhändigen. 

(4) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(5) Die nach den Absätzen 1, 2 und 3 erlangten 
Kenntnisse und Unterlagen dürfen nicht für ein Be- 
steuerungsverfahren, Strafverfahren wegen eines 
Steuervergehens oder Bußgeldverfahren wegen 
einer Steuerordnungswidrigkeit verwendet werden. 
Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 Abs. 1 und des 
§ 189 der Reichsabgabenordnung über Beistands- 
und Anzeigepflichten gegenüber den Finanzämtern 
gelten insoweit nicht. 

§ 4 

Behörden 

Die Landesregierungen oder die von ihnen be- 
stimmten Stellen bestimmen die für die Ausführung 
dieses Gesetzes zuständigen Behörden. 

§ 5 

Schiffahrt 

(1) Die §§ 1 bis 4 dieses Gesetzes gelten nicht für 
die See- und Binnenschiffahrt. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr wird ermäch- 
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Gesundheitswesen durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Vorschriften zu erlassen 


über das Sammeln und die Abgabe der in § 1 Abs. 2 
genannten Abfallstoffe auf Wasserfahrzeugen und 
schwimmenden Anlagen, insbesondere über 

1. die Pflicht zur Abgabe der Abfallstoffe in 
bestimmten Zeitabständen an eine von der 
für das Wasser zuständigen Behörde zuge- 
lassenen Sammelstelle 

2. den Nachweis der Abgabe und die Aufbe- 
wahrung dieser Nachweise und 

3. die Überwachung des Sammelns und der 
Abgabe der Abfallstoffe. 

(3) Das Internationale Übereinkommen zur Ver- 
hütung der Verschmutzung der See durch öl, 1954, 
sowie die nach dem Gesetz über das Internationale 
Übereinkommen zur Verhütung der Verschmutzung 
der See durch Ol, 1954, vom 21. März 1956 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 379) erlassenen Rechtsvorschriften 
bleiben unberührt. 

§ 6 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in sei- 
ner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter 
einer mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes be- 
trauten Behörde bekanntgeworden ist, unbefugt 
offenbart, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Gefäng- 
nis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geldstrafe 
erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer ein frem- 
des Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder Ge- 
schäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraussetzun- 
gen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, unbefugt 
verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 7 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 1 Abs. 1 ein Nachweisbuch 
nicht führt, 

2. eine Tätigkeit im Sinne des § 2 Abs. 1 un- 
befugt oder unter Nichtbefolgen einer Auf- 
lage nach § 2 Abs. 3 ausübt, 

3. entgegen § 3 Abs. 1 eine Auskunft nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erteilt, 

4. entgegen § 3 Abs. 2 die Duldung von Prü- 
fungen oder Besichtigungen, die Einsicht 
in geschäftliche Unterlagen oder die Ent- 
nahme von Proben verweigert. 
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5. entgegen § 3 Abs. 3 Nachweisbücher oder 
Belege nicht vorlegt oder aushändigt, oder 

6. einer auf Grund des § 1 Abs. 4 Satz 2 oder 
des § 5 Abs. 2 erlassenen Rechtsverord- 
nung zuwiderhandelt, soweit sie für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeld- 
vorschrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
strafe bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 

§ 8 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 


(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 9 

Inkrafttreten 

(1) Die Pflicht nach § 1, ein Nachweisbuch zu 
führen, tritt am ersten Tage des Kalenderjahres in 
Kraft, das der Verkündung der nach § 1 Abs. 4 Satz 2 
erlassenen Rechtsverordnung folgt. 

(2) Im übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


L Allgemeines 

I 

Derzeit wird für die Herstellung von Schmieröl aus ; 
Altöl eine Beihilfe aus dem Bundeshaushalt gewährt | 
(Gesetz über Umstellung der Abgaben auf Mineralöl i 
vom 20. Dezember 1963, BGBl. I S. 995, zuletzt ! 
geändert durch Gesetz vom 9. Mai 1967, BGBl. I ! 
S. 517). Diese Beihilfe, in Artikel 8 des genannten 
Gesetzes als Übergangshilfe bezeichnet, beträgt für 
die Jahre 1967 und 1968 19,50 DM je 100 kg aus 
Altöl hergestelltes Schmieröl; sie läuft mit dem ^ 
31. Dezember 1968 aus. 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht nur eine Rege- 
lung für die im Interesse des Gewässerschutzes not- 
wendige Überwachung des Verbleibs ölhaltiger und 
ähnlicher Abfallstoffe vor. Er kann keine neue 
finanzielle Regelung für die unschädliche Beseiti- 
gung dieser Stoffe, sei es durch Aufarbeitung, durch 
Verbrennen oder durch schadloses Ablagern, ent- 
halten, weil im Bundeshaushalt hierfür ab 1969 
keine Mittel zur Verfügung stehen. Es läßt sich 
noch nicht übersehen, auf welche andere Weise das 
Altölproblem wirtschaftlich gelöst werden kann. Die 
derzeit in dieser Angelegenheit laufenden Unter- 
suchungen innerhalb der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften könnten in absehbarer 
Zeit zu einer Harmonisierung der Altölregelungen 
im EWG-Bereich führen. 


A. Bestehende Gefahren für die Gewässer 

Allgemein ist bekannt, daß schon eine geringe 
Menge öl eine große Menge Wasser für die Trink- 
wasserversorgung und viele andere Zwecke un- 
brauchbar macht oder unbrauchbar machen kann. 
Altöle, altölhaltige Gemische und gleichartige Rück- 
stände bilden eine besondere Gefahrenquelle für die 
Gewässer. Denn diese Stoffe sind nicht oder nur be- 
dingt wiederverwendungsfähig, müssen im allge- 
meinen also unter Kostenaufwand beseitigt oder zu 
neuen Stoffen aufbereitet werden. Um solche Ausga- 
ben zu sparen, liegt die Versuchung nahe, Abfall- 
stoffe dieser Art in Gewässer, Kanalisationen oder in 
Baggergruben zu schütten oder überhaupt in den 
Untergrund verschwinden zu lassen, wo sie erst recht 
das Grundwasser gefährden. Diese Beseitigung ist in 
vielen Fällen leicht zu bewerkstelligen. Ein Nach- 
weis des Verbleibs dieser Abfallstoffe wird deshalb 
für unerläßlich gehalten. 

Im Jahre 1966 sind im Bundesgebiet etwa 400 000 t 
gebrauchte Altöle angefallen. Es läßt sich übersehen, 
daß etwa 170 000 t wiederverwendet oder schadlos 
beseitigt und etwa 180 000 t von Raffinerien auf- 
gearbeitet worden sind. Der Verbleib des Restes 
von etwa 50 000 t Altöl ist nicht geklärt; auch 
besteht weitgehend Unklarheit über den Verbleib 
der anderen, vor allem in der Industrie sonst ange- 


fallenen wassergefährdenden brennbaren, flüssigen 
Abfallstoffen in Höhe von schätzungsweise 200 000 t. 
Sobald die Beihilfe zu Beginn des Jahres 1969 weg- 
fällt, ist damit zu rechnen, daß aus Gründen der 
Wirtschaftlichkeit geringere Mengen an Altölen zu 
Zv/eitraffinaten aufgearbeitet werden, daß also die 
Menge von Altölen und ähnlichen Stoffen ansteigt, 
die beseitigt werden müssen. Viele Altölbesitzer 
könnten versuchen, der ordnungsgemäßen Abho- 
lung und Beseitigung dieser Stoffe, die mit Kosten 
verbunden sind, auszuweichen. Es muß aber ver- 
hindert werden, daß diese Altöle weggeschüttet wer- 
den und dadurch mittelbar über den Untergrund 
oder die Kanalisation oder gar unmittelbar in die 
Gewässer gelangen. Um das zu erreichen, ist es not- 
wendig, daß der Verbleib dieser Abfallstoffe, d. h. 
ihr Anfall und die Übergabe sowie ihre Sammlung 
und Beförderung, behördlich überwacht werden 
kann. 


B. Bedürfnis nach gesetzlicher Regelung 

Die geltenden gesetzlichen Vorschriften bieten den 
Behörden bereits gewisse Handhaben, gegen die 
wassergefährdende Beseitigung von Altöl und ähn- 
lichen Stoffen einzuschreiten. Hierfür kommen fol- 
gende Möglichkeiten in Betracht: 

1. öffentliche oder private Anlagen zur Beseiti- 
gung von Abwasser unterliegen der Genehmi- 
gungspflicht nach wasserrechtlichen bzw. bau- 
rechtlichen Vorschriften der Länder. Nach den 
einschlägigen Vorschriften dürfen diese Anlagen 
nicht zur Beseitigung von Altöl benutzt werden; 
Altöl ist über besondere Vorrichtungen abzu- 
fangen. 

Kanalisationen sind auch Abwasseranlagen im 
Sinne der wassergesetzlichen Vorschriften der 
Länder. Der Bau und die wesentliche Änderung 
dieser Anlagen unterliegen damit einer wasser- 
behördlichen Genehmigung. Der Betrieb dieser 
Anlagen obliegt im allgemeinen den Gemein- 
den. Die Gemeinden regeln durch Satzung, welche 
Stoffe in die Kanalisation eingebracht oder ein- 
geleitet werden dürfen. Das Einleiten von Altöl 
und ähnlichen Stoffen wird hierbei allgemein 
verboten. 

2. Soweit wassergefährdende, ölhaltige Stoffe mit 
Straßenfahrzeugen befördert werden, ist neben 
den allgemeinen Zulassungsvorschriften des Stra- 
ßenverkehrsrechtes auf die Verordnungsermäch- 
tigung in § 6 Abs. 1 Nr. 4 StVG zu verweisen. 
Diese Bestimmung gibt die Möglichkeit, eine 
Rechtsverordnung zu erlassen über „die Beschaf- 
fenheit, Ausrüstung und Prüfung der Fahr- 
zeuge und Beförderungsbehälter, über Verkehrs- 
beschränkungen und über das Verhalten im 
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Straßenverkehr, das Verhalten nach einem Ver- 
kehrsunfall oder einem anderen Schadensfall, 
um bei der Beförderung wassergefährdender 
Stoffe im Straßenverkehr Gewässer im Interesse 
der öffentlichen Wasserversorgung oder Heil- 
quellen vor nachteiligen Einwirkungen zu schüt- 
zen." Entsprechende Vorschriften sollen in näch- 
ster Zeit erlassen werden. 

3. Anlagen zur Verbrennung oder zur Aufberei- 
tung von Altöl sind in der Regel gemäß § 16 
Abs. 3 GewO in Verbindung mit der hierzu er- 
lassenen Rechtsverordnung genehmigungsbedürf- 
tig; die Genehmigungspflicht folgt insoweit vor 
allem aus § 1 Nr. 1, 2 und 37 der genannten 
Rechtsverordnung. Ergeben sich beim Betrieb 
dieser Anlagen Gefahren durch freiwerdendes 
Altöl, so kann die zuständige Behörde gemäß 
§ 25 Abs. 3 GewO nachträglich Auflagen über 
die technische Einrichtung oder den Betrieb der 
Anlage anordnen. 

4. Werden Altöle im freien Gelände weggeschüttet 
oder sonst ungeordnet beseitigt, so kann ein Ein- 
greifen der Behörde in vielen Fällen auf § 26 
Abs. 2 oder § 34 Abs. 2 WasHG gestützt werden. 
Nach § 26 Abs. 2 WasHG dürfen Stoffe an einem 
oberirdischen Gewässer nur so abgelagert wer- 
den, daß seine Verunreinigung nicht zu besorgen 
ist. Nach § 34 Abs. 2 WasHG dürfen Stoffe nur 
so gelagert oder abgelagert werden, daß eine 
nachteilige Veränderung des Grundwassers nicht 
zu besorgen ist. Der Begriff „. . . nicht zu besor- 
gen ist" ist von der Rechtsprechung weit aus- 
gelegt worden (vgl. Urteil BVerwG vom 16. Juli 
1965, DVBl. 1965 S. 496). Er bedeutet, daß eine 
Gewässerverunreinigung unwahrscheinlich sein 
muß. Diese weite Auffassung dürfte für den 
Schutz des Grundwassers (§ 34 Abs. 2 WasHG) 
große praktische Bedeutung haben. Es reicht aus, 
daß als Folge des Ablagerns, das heißt hier des 
Wegkippens der Abfälle, eine Grundwasserver- 
unreinigung nicht unwahrscheinlich ist; in all die- 
sen Fällen kann die für den Vollzug der Wasser- 
gesetze zuständige Landesbehörde die Beseiti- 
gung des unrechtmäßigen Zustandes im Verwal- 
tungswege durchsetzen. Dabei kann sie neben 
den wasserrechtlichen Bestimmungen auch die 
Vorschriften des Polizeirechtes zur Begründung 
ihrer Maßnahmen heranziehen und dem Störer 
die Kosten einer evtl, erforderlichen Ersatzvor- 
nahme auferlegen. 

Die genannten Vorschriften des geltenden Rechtes 
ermöglichen der Behörde aber nur, gegen eine sich 
im Einzelfall bereits abzeichnende Gefahr, von der 
sie Kenntnis erhält, einzuschreiten oder Gewässer- 
schäden, die bereits eingetreten sind, zu beseitigen. 
Hiernach besteht aber keine Möglichkeit für die 
Behörden, den Verbleib von Altöl und ähnlichen 
Stoffen bei dem Betrieb, bei dem sie anfallen, nach- 
prüfen zu können. Sie haben hiernach auch keine 
Handhabe, die Tätigkeit des Einsammelns und Beför- 
derns von Stoffen dieser Art zu untersagen. Die 
Möglichkeiten hierfür sollen die Vorschriften dieses 
Gesetzentwurfes bringen. 


C. Zuständigkeit des Bundes 

Das Gesetz enthält Vorschriften über bestimmte 
wirtschaftliche Vorgänge, nämlich einmal über den 
Anfall von Altöl, altölhaltigen Gemischen sowie 
gleichartigen Rückständen aus Lager-, Betriebs- und 
Transportbehältern in gewerblichen Betrieben und 
sonstigen wirtschaftlichen Unternehmen sowie ferner 
über das gewerbsmäßige Sammeln oder Befördern 
von anderen übernommenen Abfallstoffen. Die Zu- 
ständigkeit des Bundes zum Erlaß dieser Vorschrif- 
ten in Verbindung mit den erforderlichen Aus- 
kunftsverpflichtungen folgt aus Artikel 74 Nr. 11 GG, 
für die Strafvorschriften aus Artikel 74 Nr. 1 GG. 
Unter Recht der Wirtschaft können alle das wirt- 
schaftliche Leben und die wirtschaftliche Betätigung 
regelnden Normen verstanden werden. 

Der Zweck dieses Gesetzes ist es, die Gewässer 
gegen Verunreinigung zu schützen. Dieser Schutz- 
zweck steht der Heranziehung des Artikels 74 
Nr. 11 GG nicht entgegen (vgl. Gesetz über Deter- 
gentien in Wasch- und Reinigungsmitteln vom 

5. September 1961 — BGBl. I S. 1653). 

D. Kosten 

Für den Bund entstehen durch dieses Gesetz keine 
Kosten. Die Länder haben die Kosten zu tragen, die 
den Behörden durch den Vollzug des Gesetzes er- 
wachsen; man kann davon ausgehen, daß die Län- 
der bereits bestehenden Behörden den Vollzug des 
Gesetzes übertragen werden. 

Gemeinden und Gemeindeverbänden können nur 
dann Kosten durch dieses Gesetz entstehen, wenn 
sie in Zusammenhang mit von ihnen betriebenen 
wirtschaftlichen Unternehmen der Nachweispflicht 
nach § 1 oder der Erlaubnispflicht nach § 2 unter- 
liegen. Diese Kosten entstehen nach § 1 durch die 
Führung des Nachweisbuches, sind also unwesent- 
lich, und nach § 2 möglicherweise durch Auflagen, 
die die bereits allgemein bestehende Pflicht zum 
Schutz der Gewässer konkretisieren. 


11. Einzelne Vorschriften 
Zu § 1 (Nachweispflicht) 

Durch diese Vorschrift soll die Nachweispflicht für 
den Verbleib von in einem Betrieb angefallenem 
Altöl und ähnlichen Stoffen sowie für die Annahme 
dieser Stoffe durch Dritte begründet werden, über 
Art, Menge und Verbleib der Abfallstoffe soll fort- 
laufend ein Nachweisbuch geführt werden. Soweit 
mehrere Einzelbetriebe zu einem Unternehmen ge- 
hören, z. B. verschiedene Tankstellen, so ist bei 
jedem Einzelbetrieb ein Nachweisbuch zu führen. 
In Absatz 1 ist vorgesehen, daß die Buchführungs- 
pflicht über die in Absatz 2 bestimmten Stoffe erst 
von einer Menge ab 500 kg jährlich besteht. Diese 
Grenze ist verhältnismäßig niedrig gesetzt, weil die 
Praxis wie auch spezielle Untersuchungen zeigen, 
daß in einer Vielzahl von kleineren Betrieben jähr- 
lich zwischen 500 und 1000 kg Altöl anfallen. Auch 
ist die schadlose Altölbeseitigung eher bei kleineren 
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als bei großen Anfallmengen problematisch. Nach 
Absatz 1 Satz 3 kann ein Unternehmen auf Antrag 
von der Buchführungspflicht befreit werden, z. B. 
wenn andere ausreichende Nachweise, auch steuer- 
rechtlicher Art wie die Nachweise (Anschreibung) in 
Ausführung des Mineralölsteuergesetzes 1964, ge- 
führt werden müssen. Bei den in Absatz 2 genannten 
Abfallstoffen handelt es sich vor allem um die in 
Tabelle 4 des von der Bundesregierung vorgelegten 
Altölberichtes vom 30. Juni 1965 (Drucksache IV/3724) 
genannten flüssigen Stoffe: Abfälle aus Motoren-, 
Getriebe-, Maschinen-, Spindel-, Zylinder-, Turbi- 
nen-, Achsen-, Dunkel-, Weiß-, Transformatoren-, 
Schalter- und Kabelisolieröl, von Spezial- und Test- 
benzin, von Petroleum, ferner veröltes Bilgenwas- 
ser sowie mineralölhaltige Rückstände aus Behäl- 
tern einschließlich öl- und Benzinabscheidern. 

Der Absatz 3 ermöglicht es, später auch andere als 
die in Absatz 2 bestimmten Stoffe in die Vorschrif- 
ten des Gesetzes einbeziehen zu können. Es kom- 
men hierbei z. B. gebrauchte Lösungsmittel, wie 
Äther, Alkohol, Benzol oder Lack- und Farbenreste 
in Betracht. Die Einbeziehung dieser Abfallstoffe ist 
jedoch nur zulässig, soweit es der Schutz der Ge- 
wässer erfordert. 

Durch Absatz 4 soll bestimmt werden, welche Ein- 
tragungen der Buchführungspflichtige in das Nach- 
weisbuch vorzunehmen hat. Es erscheint zweck- 
mäßig und wegen der Behandlung von Verstößen als 
Ordnungswidrigkeiten auch notwendig, daß das 
Nähere über die Einrichtung und die Führung des 
Nachweisbuches sowie über das Einbehalten von 
Quittungen und über die Aufbewahrungsfristen 
durch Rechtsverordnung festgelegt wird. 

Zu § 2 (Erlaubnispflicht) 

In dieser Vorschrift ist die Einführung einer behörd- 
lichen Erlaubnispflicht für das Sammeln und Beför- 
dern der in § 1 Abs. 2 bezeichneten Abfallstoffe vor- 
gesehen, Allerdings sollen diese Tätigkeiten nur 
dann nach Absatz 1 erlaubnispflichtig sein, wenn es 
sich um Abfallstoffe handelt, die von anderen über- 
nommen worden sind. Damit wird das Sammeln und 
Befördern solcher Abfallstoffe innerhalb eines ge- 
werblichen Betriebes oder sonstigen wirtschaftlichen 
Unternehmens erlaubnisfrei bleiben. Unter Sam- 
meln ist das Abholen der Abfallstoffe an verschie- 
denen Stellen zu verstehen, nicht aber z. B. das Auf- 
bewahren von Altölen aus den Kraftfahrzeugen bei 
den Tankstellen. 

Gemäß dem Sinn und Zweck dieses Gesetzes soll 
sich die behördliche Prüfung für die Erteilung der 
Erlaubnis nur darauf erstrecken, daß von der beab- 
sichtigten Tätigkeit des Sammelns oder Beförderns 
der Abfallstoffe keine Verunreinigung der Gewässer 
zu besorgen ist. Soweit der Unternehmer nicht nach- 
weisen kann, daß die Abfallstoffe wieder verwendet, 
aufbereitet oder gewässerunschädlich beseitigt wer- 
den, z, B. verbrannt oder vergast werden, muß — 
wie es in Absatz 2 Satz 1 vorgesehen ist — die Er- 
laubnis versagt werden. Sie ist nach Absatz 2 Satz 2 
ferner zu versagen, wenn bei dem Antragsteller be- 
stimmte, in den Nummern 1 und 2 aufgeführte sach- 
liche oder persönliche Voraussetzungen nicht erfüllt 


sind. Nur wenn eine dieser Voraussetzungen vor- 
liegt, kann die Erlaubnis versagt werden j im ande- 
ren Falle besteht auf die Erteilung der Erlaubnis ein 
Rechtsanspruch. 

Eine Erlaubnis nach dieser Vorschrift muß auch er- 
teilt werden, wenn dagegen bestehende Bedenken 
durch eine inhaltliche Beschränkung oder eine Be- 
fristung der Erlaubnis oder auch durch Auflagen 
ausgeräumt werden können. In Absatz 3 sind diese 
Möglichkeiten bei Erteilung einer Erlaubnis vorge- 
sehen; es ist ferner bestimmt, daß Auflagen auch 
nach Erteilung der Erlaubnis aus Gründen des Ge- 
wässerschutzes zulässig sind. 

Der Absatz 4 eröffnet unter bestimmten Voraus- 
setzungen die Möglichkeit, die Erlaubnis zurückzu- 
nehmen oder zu widerrufen. Die Behörde wird von 
dieser Befugnis nur Gebrauch machen können, wenn 
von der unveränderten Fortführung des Sammelns 
oder Beförderns der Abfallstoffe eine Gefährdung 
der Gewässer zu befürchten ist. 

Der Absatz 5 bringt eine Übergangsregelung für die 
Betriebe, die beim Inkrafttreten des Gesetzes bereits 
von anderen übernommenes Altöl sammeln und be- 
fördern. Die erforderliche Erlaubnis gilt für diese 
Betriebe kraft der Fiktion des Satzes 1 als erteilt. 
Diese Erlaubnis erlischt jedoch, wenn der Erlaubnis- 
inhaber nicht binnen einer Frist von drei Monaten 
seit dem Inkrafttreten des Gesetzes seinen Betrieb 
der Behörde (§ 4) anzeigt. Auf Grund der Anzeige 
ist die Behörde in der Lage, ihre Überwachungsauf- 
gabe (§ 3) auch für diese Betriebe wahrzunehmen. 
Sie kann dann erforderlichenfalls auch Auflagen vor- 
schreiben oder die Erlaubnis widerrufen. 

Zu § 3 (Auskünfte) 

Bei diesem Gesetz geht es, wie schon seine Über- 
schrift besagt, um die Überwachung des Verbleibs 
ölhaltiger und ähnlicher Abfallstoffe. Den für die 
Überwachung zuständigen Landesbehörden (§ 4) ist 
daher in § 3 Abs. 1 die Befugnis eingeräumt, von 
dem Betriebsinhaber und den leitenden Personen 
all die Auskünfte zu verlangen, die zur Durchfüh- 
rung dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassenen Rechtsverordnungen erforderlich 
sind. Um eine ordnungsgemäße Überwachung sicher- 
zustellen, sind die Beauftragten dieser Behörde fer- 
ner nach § 3 Abs. 2 befugt, Grundstücke, Anlagen 
und Geschäftsräume des Auskunftspflichtigen zu be- 
treten, dort Prüfungen und Besichtigungen vorzu- 
nehmen, Proben zu entnehmen und in die geschäft- 
lichen Unterlagen des Auskunftspflichtigen Einsicht 
zu nehmen. Die hiernach den Behörden eingeräum- 
ten Befugnisse erfordern auch für bestimmte Fälle 
eine Einschränkung der Unverletzlichkeit der Woh- 
nung zur Verhütung dringender Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung im Sinne von 
Artikel 13 Abs. 3 des Grundgesetzes. 

Die Nachweisbücher und Belege nach § 1 dienen den 
Behörden besonders zur Nachprüfung des Verbleibs 
der Abfallstoffe. In § 3 Abs. 3 ist daher vorgesehen, 
daß die Behörde zur Prüfung nicht nur die Vorlage 
dieser Bücher und Belege, sondern auch ihre Aus- 
händigung verlangen kann. 
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Die Vorschriften der Absätze 4 und 5 dienen dem 
Schutz der Auskunftspflichtigen und entsprechen den 
Regelungen, die bei Auskunftspflichten nach ande- 
ren Gesetzen (vgl. z. B. § 18 WasSG) getroffen wor- 
den sind. 

Zu § 4 (Behörden) 

Diese Vorschrift gibt den Landesregierungen die 
Möglichkeit, selbst oder durch von ihnen bestimmte 
Stellen, z. B. den zuständigen Fachminister, die füi 
die Ausführung des Gesetzes zuständigen Landes- 
behörden zu bestimmen. 

Zu § 5 (Schiffahrt) 

Für die See- und Binnenschiffahrt sind bereits Rege- 
lungen über das Sammeln von ölhaltigen Abfall- 
stoffen auf den Schiffen und deren Abgabe vor- 
handen, die die Verunreinigung der See oder der 
Binnengewässer durch derartige Stoffe verhüten 
sollen. Neben den in Absatz 3 genannten Vorschrif- 
ten ist für die Seeschiffahrt noch besonders die Ver- 
ordnung über die Form und Führung der Öltage- 
bücher vom 22. Mai 1959 (BGBl. II S. 560) zu nennen, 
für die Binnenschiffahrt § 33 Abs. 2 der Binnen- 
schiffahrtsuntersuchungsordnung in der Fassung der 
Siebten Anderungsverordnung vom 2. Oktober 1965 
(BGBl. II S. 1445). 

Diese Vorschriften für die Schiffahrt enthalten be- 
reits ins einzelne gehende Regelungen über das 
Sammeln und die Abgabe von Ölrückständen der 
Schiffe. Sie können, wie sich aus ihrem Inhalt ergibt, 
nicht durch die nach den §§ 1 bis 4 dieses Gesetzes 
vorgesehenen Regelungen ersetzt werden. In Ab- 
satz 1 wird daher bestimmt, daß die §§ 1 bis 4 dieses 
Gesetzes nicht für die See- und Binnenschiffahrt 
gelten. Die §§ 6 bis 9 dieses Gesetzes finden jedoch 
Anwendung (vgl. besonders § 7 Abs. 1 Nr. 6). 

Auf Grund des Absatzes 2 soll das Sammeln und die 
Abgabe der ölhaltigen Abfallstoffe von Wasserfahr- 
zeugen und schwimmenden Anlagen durch Rechts- 
verordnung neu geregelt werden. Hierdurch wird cs 
u. a. möglich sein, die bisherige Regelung für Bin- 
nenschiffe in § 33 Abs. 2 der Binnenschiffahrtsunter- 
suchungsordnung abzulösen und in Ausführung die- 
ses Gesetzes auch für die Ölrückstände von Schiffen 
die erforderlichen Rechtsvorschriften zu setzen. 

Es müssen dabei allerdings, wie es in Absatz 3 be- 
stimmt wird, das Internationale Übereinkommen 


zur Verhütung ‘der Verschmutzung der See durch 
öl, 1954, sowie die dazu erlassenen Rechtsvorschrif- 
ten unberührt bleiben. 

Zu § 6 (Verletzung der Geheimhaltungspflicht) 

Die Angehörigen der überwachungsbehörden kön- 
nen bei ihrer Tätigkeit, insbesondere auf Grund 
ihrer Befugnisse gemäß § 3, Kenntnis von fremden 
Geheimnissen, namentlich von Geschäfts- und Be- 
triebsgeheimnissen, erlangen. Im Interesse der All- 
gemeinheit läßt sich auf eine solche Überwachung 
nicht verzichten, jedoch muß sichergestellt werden, 
daß derartige Geheimnisse nicht mißbraucht wer- 
den. Die Regelung lehnt sich eng an die §§ 186, 186 b 
des Entwurfs eines Strafgesetzbuches 1962 (Druck- 
sache IV/650) an; sie entspricht dem § 27 WasSG. 

Zu § 7 (Ordnungswidrigkeiten) 

Bei Verstößen von den in § 7 aufgeführten Pflich- 
ten der Betriebsinhaber und der sonstigen verant- 
wortlichen Personen handelt es sich um typisches 
Verwaltungsunrecht. Die aufgeführten Tatbestände 
werden daher als ördnungswidrigkeiten behandelt 
und mit Geldbuße bedroht. Die nach dem vom Bun- 
destag am 27. März 1968 beschlossenen Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten (Drucksache V/2600) vorge- 
sehene Geldbuße von höchstens eintausend Deutsche 
Mark erscheint zu niedrig (vgl. § 11 Abs. 1 ÖWiG). 
Die in § 7 Abs. 2 angegebene Geldbuße ist in An- 
lehnung an entsprechende Regelungen (vgl. § 41 
Abs. 2 WasHG, § 29 Abs. 2 WasSG) angemessen. 
Damit wird zugleich erreicht, daß die Verjährungs- 
frist für die Verfolgung dieser Ördnungswidrigkei- 
ten zwei Jahre beträgt (vgl. § 20 Abs. 1 Nr. 2 ÖWiG). 

Zu § 8 (Geltung im Land Berlin) 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu § 9 (Inkrafttreten) 

Die Vorschriften des Gesetzes sollen bis auf die 
Pflicht, ein Nachweisbuch zu führen, am Tage nach 
ihrer Verkündung in Kraft treten. Die Pflicht, nach 
§ 1, ein Nachweisbuch zu führen, kann erst am 
Beginn eines Kalenderjahres wirksam werden, da 
diese Verpflichtung von einer bestimmten Jahres- 
abfallmenge ausgeht. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1 . Entschließung 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, 
ob bzw. inwieweit durch den Entwurf eines Ge- 
setzes über Maßnahmen zur Sicherung der Alt- 
ölbeseitigung (BT-Drucksache V/3075) der Ent- 
wurf eines Altölgesetzes (BR-Drucksache 323/68) 
geändert werden soll, oder ob sich eine Ver- 
schmelzung der beiden Gesetze anbietet. 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene gewerbe- 
rechtliche Regelung sollte durch eine finanzielle 
Regelung ergänzt werden, die Zuschüsse für die 
unschädliche Beseitigung mineralölhaltiger Ab- 
fallstoffe vorsieht. Die Vorschriften sollten mög- 
lichst zu gleicher Zeit in Kraft gesetzt werden. 


2. Zu § 1 

a) Absatz 1 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weite- 
ren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu 
prüfen, ob die für die Ausführung des Geset- 
zes zuständigen Behörden ermächtigt werden 
können, Unternehmen mit unselbständigen 
Betriebsstätten auf Antrag die zentrale Füh- 
rung von Nachweisbüchern zu gestatten, so- 
fern die Kontrolle des Verbleibs der wasser- 
gefährdenden Stoffe hierdurch nicht beein- 
trächtigt wird. Aus betriebswirtschaftlichen 
Gründen sollte die Möglichkeit gegeben wer- 
den, das Nachweisbuch vom Hauptbetrieb 
und nicht von der einzelnen Betriebsstätte zu 
führen. 

b) Absatz 2 

In Absatz 2 ist vor das Wort „Mineralölpro- 
dukte" zu setzen „flüssige". 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten. 

c) In Absatz 2 ist hinter die Worte „Betriebs- 
und Transportbehältern" zu setzen „sowie 
flüssige Teerölabfälle". 

Begründung 

Teerölabfälle werden von den Begriffen 
Mineralöle und Mineralölprodukte nicht er- 
faßt, sollten aber vom Gesetz nicht ausge- 
schlossen werden, 

d) Absatz 3 

In Absatz 3 Nr. 1 sind die Worte „oder 
schlammige brennbare" zu streichen. 


Begründung 

Die ausdrückliche Erwähnung der schlammi- 
gen Stoffe ist nicht erforderlich. Sie zählen zu 
den flüssigen Stoffen (§ 26 Abs. 1 Satz 2 
WHG). Das Gesetz sollte ferner auch Stoffe 
erfassen, die nicht brennbar, aber verbrenn- 
bar sind. 

e) Absatz 4 

In Absatz 4 Satz 2 ist das Wort „Quittungen" 
zu ersetzen durch das Wort „Belegen". 

Begründung 

Klarstellung mit Rücksicht auf den Wortlaut 
von § 3 Abs. 3. 

3. Zu § 2 

§ 2 ist wie folgt zu fassen: 

.§ 2 

Gewerbsmäßige Sammlung oder Beförderung 

(1) Wer von anderen übernommene Abfall- 
stoffe gewerbsmäßig sammelt oder befördert, hat 
dies der zuständigen Behörde unverzüglich an- 
zuzeigen. Wer das Gewerbe bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes betreibt, hat die Anzeige inner- 
halb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes zu erstatten. § 14 der Gewerbeordnung 
bleibt unberührt. 

(2) Die zuständige Behörde kann zum Schutz 
der Gewässer gegenüber dem Gewerbetreiben- 
den Anordnungen über die Sammlung oder Be- 
förderung treffen, wenn zu besorgen ist, daß 
eine Verunreinigung der Gewässer oder eine 
sonstige nachteilige Veränderung ihrer Eigen- 
schaften eintritt. 

(3) Die zuständige Behörde kann dem Ge- 
werbetreibenden die Sammlung oder Beförde- 
rung ganz oder teilweise untersagen, wenn Tat- 
sachen die Annahme rechtfertigen, daß der Ge- 
werbetreibende nicht die für den Gewerbebe- 
trieb erforderliche Zuverlässigkeit besitzt." 

Begründung 

Seit 1935 wird Altöl gesammelt, ohne daß die 
Sammler einer Erlaubnis bedurft hätten. Es sind 
keine Mißstände bekanntgeworden, die die Ein- 
führung einer persönlichen Erlaubnis rechtferti- 
gen könnten. Gegen die Einführung einer Erlaub- 
nispflicht spricht auch der damit verbundene Ver- 
waltungsaufwand und die Tatsache, daß die Ge- 
neralnorm des § 35 der Gewerbeordnung vom 
Bundestag mit der erklärten Absicht geschaffen 
worden ist, Wünsche auf neue Berufszulassungs- 
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regelungen möglichst zu verhindern. Zudem hat 
die Bundesregierung erst kürzlich wieder erklärt, 
es sei ihr Ziel, die Gewerbefreiheit zu erhalten 
und sogar einen Teil der bestehenden Erlaubnis- 
pflichten abzubauen (BT-Drucksache V/2469 vom 
16. Januar 1968 — Grundsätze der sektoralen 
und regionalen Struktiirpolitik). 

Die vorgeschlagene Regelung erscheint außer- j 
dem ausreichend, um der Zielsetzung des Ent- | 
Wurfs Rechnung tragen zu können. Auf Grund 
der Anzeige nach Abs. 1 kann auf dem Wege 
über § 3 nachgeprüft werden, ob und wie die 
Ahfallstoffe weitergegeben, wiederverwendet, 
aufbereitet oder so beseitigt werden können, daß 
eine sonstige nachteilige Veränderung ihrer 
Eigenschaft nicht zu besorgen ist. 

Da Verstöße gegen Anordnungen nach Abs. 2 
die Annahme der Unzuverlässigkeit des Ge- 
werbetreibenden rechtfertigen können, erscheint 
es nicht notwendig, diesen Tatbestand bei Abs. 3 
gesondert zu erwähnen. 

4. Zu § 3 

Die Eingangsworte von § 3 Abs. 1 sind wie folgt 
zu fassen: 

„Wer nach § 1 zur Führung eines Nachweis- 
buches verpflichtet ist oder wer von anderen 
übernommene Abfallstoffe gewerbsmäßig sam- 
melt oder befördert, " 


Begründ ung 

Folge der Änderung des § 2 (vgl. Ziffer 3 a). 

5. Zu § 5 

In Absatz 2 Nr. 1 sind die Worte „für das Was- 
ser“ zu streichen. 

Begründung 

Bei der für die Zulassung der Sammclstelle zu- 
ständigen Behörde handelt es sich nicht immer 
um die für das Wasser zuständige Behörde. 

6. Zu § 7 

In § 7 Abs. 1 ist Nummer 2 wie folgt zu fassen: 

„2. a) eine nach § 2 Abs. 1 erforderliche Anzeige 
nicht oder nicht fristgerecht erstattet, 

b) vollziehbare Anordnungen nach § 2 Abs. 2 
nicht befolgt, 

c) einen nach § 2 Abs. 3 untersagten Ge- 
werbebetrieb fortführt, obwohl die Unter- 
sagung unanfechtbar oder für sofort voll- 
ziehbar erklärt ist.“ 

Begründung 

Folge der Änderung des § 2 (vgl. Ziffer 3 a). 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

1 . Entschließung 

Die Prüfung wird zugesagt. j 

2. Zu § 1 j 

a) Die Prüfung wird zugesagt. i 

b) Dem Vorschlag wird zugestimmt, 

vor „flüssige" muß allerdings auch das Wort : 
„gebrauchte" noch einmal wiederholt werden. | 

c) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Zusatz „sowie flüssige TeerÖlabfälle" 
wird nicht für erforderlich gehalten. Unter die 
Begriffe „Mineralöle und Mineralölprodukte" 
fallen auch Destillate aus Kohle wie z. B. 
Teeröle. 

Zur Verdeutlichung genügt es, daß die in der 
Begründung zu § 1, 1. Absatz enthaltene Auf- [ 
Zählung der flüssigen Abfälle um die Worte ; 
. . . „und Teerölabfälle" erweitert wird. j 

d) Dem Vorschlag wird zugestimmt, soweit er | 
die Streichung der Worte „oder schlammige" j 
betrifft. Das Wort „brennbare" sollte jedoch | 
erhalten bleiben; dieses Wort bedeutet im 
Sinne des Artikels 80 GG eine Konkretisie- 
rung der ähnlichen Stoffe, die außer den 
mineralölhaltigen Stoffen durch das Gesetz 
erfaßt werden können. Im Falle der Strei- 
chung des Wortes „brennbare" könnten die 
Vorschriften des Gesetzes auf sämtliche flüs- 
sige Abfälle erstreckt werden, z. B. auch auf 
flüssige Fäkalien. 

e) Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

3. Zu § 2 

Dem Vorschlag kann zur Zeit nicht zugestimmt 
werden. 

Wegen der Gefährlichkeit des Altöls für die Ge- 
wässer, insbesondere auch angesichts der Tat- 


sache, daß die bisher gewährte Beihilfe für das 
Aufarbeiten von Altöl zum Jahresende ausläuft, 
sollte derjenige, der in Zukunft neu Altöle ge- 
werbsmäßig sammeln oder befördern will, einer 
vorherigen Prüfung unterliegen. Es ist notwendig 
und auch zweckmäßig, vor Aufnahme einer sol- 
chen Tätigkeit zu prüfen, ob der Unternehmer in 
der Lage sein wird, ordnungsgemäße gewässer- 
unschädliche Sammlung, Beförderung und Be- 
seitigung der noch verwertbaren wie auch der 
wertlosen Abfallstoffe sicherzustellen. Eine sol- 
che vorherige Prüfung kann aber nicht durch 
eine Anzeigepflicht, sondern nur durch das Er- 
fordernis einer Erlaubnis erreicht werden. Für 
Unternehmen, die bei Inkrafttreten des Gesetzes 
eine derartige Tätigkeit schon ausüben, wird da- 
gegen in Übereinstimmung mit dem Vorschlag 
des Bundesrates eine Anzeigepflicht für ausrei- 
chend erachtet; § 2 Abs. 5 der Regierungsvor- 
lage enthält eine entsprechende Regelung. 

Eine abschließende Prüfung dieses Änderungs- 
vorschlages wird allerdings erst möglich sein, 
wenn die Bundesregierung die zu 1. zugesagte 
Prüfung vorgenommen hat. Es kann vorerst nicht 
übersehen werden, ob die Regelung nach § 2 mit 
Rücksicht auf die Vorschriften des Entwurfs eines 
Gesetzes über Maßnahmen zur Sicherung der 
Altölbeseitigung (Drucksache V/3075) zu ändern 
sein wird. 


4. Zu § 3 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Dies folgt aus der Ablehnung des Änderungs- 
vorschlages zu § 2 (vgl. 3.). 

5. Zu § 5 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

6. Zu § 7 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Dies folgt aus der Ablehnung des Änderungs- 
vorschlages zu § 2 (vgl. 3.). 
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